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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Viel zu reden gab die Departementsverteilung, die erstmals seit 1960 mit einer
sogenannten grossen Rochade und vier neuen Departementsvorstehern endete. Die
Presse mutmasste, dass die Verteilung nicht sehr konsensual vonstattengegangen war.
Es wäre nur teilweise nach dem Anciennitätsprinzip vorgegangen worden: Bundesrätin
Calmy-Rey wollte nicht wechseln; Doris Leuthard wünschte einen Wechsel ins Uvek und
Eveline Widmer-Schlumpf wollte das Finanzdepartement übernehmen. Beide Wünsche
wurden gewährt. Da weder Didier Burkhalter noch Ueli Maurer wechseln wollten,
blieben das Justiz- und Polizeidepartement und das Volkswirtschaftsdepartement
übrig. Obwohl Simonetta Sommaruga laut ungeschriebenem Anciennitätsprinzip zuerst
ihre Wünsche hätte äussern dürfen, wurde schliesslich Johann Schneider-Ammann das
Volkswirtschaftsdepartement übergeben, da die bürgerliche Regierungsmehrheit
dieses Departement nicht der ehemaligen Konsumentenschützerin hätte überlassen
wollen. Obwohl sie als Nichtjuristin eher nicht in das JPD passen würde, hätte die neu
gewählte Magistratin dieses nun übernehmen müssen. Die SP – allen Voran ihr Präsident
Christian Levrat (FR) – reagierte sehr verärgert auf die Verteilung und warf den anderen
Parteien einen Coup und eine Strafaktion gegen Sommaruga vor. Auch die SVP und die
Grünen äusserten Unmut über die Departementswechsel. Ein Jahr vor den nationalen
Wahlen Wechsel vorzunehmen, sei eine Zwängerei und demokratisch fragwürdig. Nur
die FDP, die CVP und die BDP zeigten sich zufrieden mit der neuen Verteilung. 1

ANDERES
DATUM: 29.09.2010
MARC BÜHLMANN

Die Bundesratswahlen vom 14. Dezember verliefen schliesslich weit weniger
spektakulär, als dies die Berichterstattung im Vorfeld hätte vermuten lassen. Die NZZ
betitelte die Wahlen gar als „Ruhe nach dem Sturm“ und die AZ bezeichnete das
Ereignis als „langweilig“, was Bundesratswahlen aber eigentlich gut anstünde. In den
Fraktionserklärungen vor dem Wahlakt wurde noch einmal von allen Parteien die
Konkordanz beschworen, wobei Antonio Hodgers (gp) auf den Punkt brachte, dass es
zwischen den Parteien eben „keine Konkordanz darüber (gebe), was Konkordanz
konkret bedeutet“. Schliesslich wurden alle amtierenden Bundesrätinnen und
Bundesräte bereits im ersten Wahlgang bestätigt: Doris Leuthard (cvp) erhielt glanzvolle
216 Stimmen (11 Stimmen entfielen auf Verschiedene). Die mit Spannung erwartete
Bestätigungswahl von Eveline Widmer-Schlumpf war relativ eindeutig: die BDP-
Magistratin erhielt 131 Stimmen und war damit im ersten Umgang gewählt. 63 Stimmen
entfielen auf Hansjörg Walter und 41 Stimmen auf Jean-François Rime (Verschiedene: 4
Stimmen). Ueli Maurer wurde mit respektablen 159 Stimmen gewählt. 41 Stimmen fielen
hier auf Hansjörg Walter und 13 auf Luc Recordon (gp) (Verschiedene: 13).
Erstaunlicherweise erfolgte vor der Wahl von Didier Burkhalter – der FDP-Bundesrat
erhielt 194 Stimmen und 24 Stimmen entfielen auf Jean-François Rime (Verschiedene:
14) – keine Erklärung der SVP. Fraktionspräsident Baader ergriff erst vor dem fünften
Wahlgang das Wort und klagte, dass sich die FDP nicht an die Konkordanz gehalten habe
und die SVP deshalb alle drei verbleibenden Sitze mit Jean-François Rime angreifen
werde. Dieses Unterfangen scheiterte jedoch sowohl bei der Bestätigung von Simonetta
Sommaruga (sp), die mit 179 Stimmen (Rime: 61 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen)
genauso im ersten Wahlgang bestätigt wurde wie auch bei Johann Schneider-Ammann
(fdp), der 159 Stimmen auf sich vereinte (Rime: 64 Stimmen; Verschiedene: 11 Stimmen).
Auch bei der Ersatzwahl von Micheline Calmy-Rey war rasch klar, dass dem Angriff der
SVP kein Erfolg beschieden war. Im ersten Wahlgang erhielten die beiden SP-
Kandidaten mehr Stimmen als der Sprengkandidat Rime: Auf Alain Berset entfielen 114
Stimmen, Pierre-Yves Maillard und Jean-François Rime erhielten beide 59 Stimmen. Die
10 Stimmen, die Marina Carobbio im ersten Wahlgang erhielt (Verschiedene: 1), fielen
dann wahrscheinlich Alain Berset zu, der bereits im zweiten Wahlgang mit 126 Stimmen
das absolute Mehr erreichte und zum neuen SP-Bundesrat erkoren wurde (Maillard: 63
Stimmen; Rime: 54 Stimmen; Verschiedene: 2 Stimmen).

Eine weitere Bestätigung erhielt Eveline Widmer-Schlumpf mit der Wahl zur
Bundespräsidentin 2012. Sie bekam 174 Stimmen; 32 Stimmen entfielen auf Bundesrat
Maurer, der anschliessend mit 122 Stimmen turnusgemäss zum Vizepräsidenten gewählt
wurde.

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2011
MARC BÜHLMANN
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Die Bundesratswahlen wurden in der Presse unterschiedlich kommentiert. Auf der
einen Seite wurde der SP eine strategische Meisterleistung attestiert. Der ideale
Zeitpunkt des Rücktritts von Calmy-Rey, die guten Kandidaten und die Erfolge bei den
Ständeratswahlen hätten ihr eine ausgezeichnete Ausgangslage verschafft, die sie gut
genutzt habe. Zudem hätte die Allianz zwischen SP, GP, GLP und CVP gut funktioniert,
um die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf zu schaffen. Auf der anderen Seite
wurden der SVP Fehler und eine wenig überzeugende Strategie vorgeworfen. Das
Verheizen bekannter Köpfe bei den Ständeratswahlen, die (zu) späte Nominierung der
Kandidaten und die negativen Schlagzeilen um Bruno Zuppiger hätten der
erfolgsverwöhnten Partei geschadet. Alain Berset wurde als viertjüngster Bundesrat in
der Geschichte des Bundesstaates als idealer, linker Bundesrat gewürdigt. (Nur Numa
Droz (31 Jahre; 1876-1892), Jakob Stämpfli (34 Jahre; 1855-1863) und Ruth Metzler (34;
1999-2003) waren bei Amtsantritt jünger als Berset.) Insgesamt habe sich das Parlament
nach den Querelen von 2003 und 2007 wieder für Stabilität im Gremium entschieden.
Allerdings bleibe abzuwarten, wie die SVP, die in der Regierung deutlich untervertreten
sei, nun reagieren werde. Für ersten Wirbel sorgte der Umstand, dass Ueli Maurer
entgegen des Kollegialprinzips seine Wahl nicht im Bundeshaus, sondern mit
Parteifreunden in einer Gaststätte verfolgt und dort auch Kommentare zu den Wahlen
abgegeben hatte. 2

In der Wintersession wählte die vereinigte Bundesversammlung Ueli Maurer
turnusgemäss zum Bundespräsidenten für das Jahr 2013. Maurer erhielt 148 von 202
gültigen Stimmen. 40 Stimmen entfielen auf Didier Burkhalter, vierzehn auf
Verschiedene; 27 Wahlzettel wurden leer und acht ungültig eingelegt. Die 148 Stimmen
sind im langjährigen Vergleich wenig: nur sechs Mal in den letzten 90 Jahren gab es
noch weniger Stimmen. Das bisher schlechteste Resultat (106 Stimmen) erzielte
Micheline Calmy-Rey bei ihrem zweiten Präsidium. Im Vorfeld hatte die GP ihre
Unterstützung verweigert und auch der Fraktionschef der SP, Andy Tschümperlin (SZ),
hatte mehrmals öffentlich gedroht, Maurer nicht wählen zu wollen. Zum
Vizepräsidenten wurde Didier Burkhalter gewählt. Der FDP-Bundesrat erhielt 205
Stimmen, vierzehn entfielen auch bei ihm auf Diverse, dreizehn wurden leer eingelegt
und acht waren ungültig. Seit 35 Jahren wurde kein besseres Resultat mehr erzielt.
Freilich sind die Stimmen bei den Präsidentschafts- und Vizepräsidentschaftswahlen
lediglich eine Anzeige der Zufriedenheit des Parlaments mit dem entsprechenden
Magistraten. Usanz ist, dass die Funktionen streng nach Anciennitätsprinzip vergeben
werden. 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2012
MARC BÜHLMANN

Die in der Wintersession 2013 durchgeführten Wahlen verliefen im Vergleich zu den
Vorjahren ohne viel Geplänkel. Zum Bundespräsidenten für das Jahr 2014 wurde
turnusgemäss Didier Burkhalter mit 183 von 222 eingegangenen Stimmen gewählt.
Johann Schneider-Ammann erhielt 10 Stimmen und auf neun Stimmzetteln waren
Namen anderer Regierungsmitglieder vermerkt. 17 Stimmzettel gingen leer und drei
ungültig ein. Die im Vergleich zu vergangenen Jahren unumstrittene Wahl wurde in der
Presse als Vertrauensbeweis für den FDP-Bundesrat gewertet. Didier Burkhalter wird
2014 nicht nur als Bundespräsident, sondern auch als Präsident der OSZE walten. Er
kündigte an, dass die Öffnung der Schweiz auf die Welt sein Präsidialjahr prägen solle,
was von der Presse besonders positiv hervorgehoben wurde. Dies stehe in Kontrast zum
Präsidialjahr des aktuellen Bundespräsidenten Ueli Maurer, für den das Amt mehr Bürde
als Würde sei, was durch eine Igelmentalität und einige, vor allem aussenpolitische
Fauxpas zum Ausdruck gebracht wurde. Maurer selber zog allerdings ein positives Fazit;
er habe seine Ziele, nämlich effizientere Bundesratssitzungen und den geschlossenen
Auftritt des Gremiums als Team, erreicht. Als Vizepräsidentin für 2014 wurde ebenfalls
turnusgemäss Simonetta Sommaruga gewählt. Sie erhielt für eine SP-Kandidatin neben
17 leeren und neun ungültig eingereichten Stimmzetteln bemerkenswerte 180 Stimmen.
12 Stimmen entfielen auf Doris Leuthard und 13 Stimmen auf andere Personen. Auch
dieses Resultat wurde in der Presse als solid bezeichnet. Die höchste Stimmenzahl (seit
Einführung der Proporzwahl 1920) hatten in den 1970er Jahren Hans Peter Tschudi (sp)
und Willi Ritschard (sp) mit jeweils 213 Stimmen erzielt; den Negativrekord hält
Micheline Calmy-Rey (sp) mit den 2011 erhaltenen 106 Stimmen. 4

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2013
MARC BÜHLMANN
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Am 3. Dezember 2014 wurde die amtierende Vizepräsidentin des Bundesrates,
Simonetta Sommaruga, mit 181 Stimmen zur neuen Bundespräsidentin gewählt. Die
Stimmenzahl – von den 236 eingelangten Wahlzetteln waren 22 leer, vier ungültig und
29 mit anderen Namen versehen – wurde als solid bezeichnet. Es waren die meisten
Stimmen, die eine Bundespräsidentin je erhalten hatte – Sommaruga war die fünfte
Frau in diesem Amt. Die Stimmenzahl gilt jeweils als Gradmesser für die Zufriedenheit
des Parlaments mit den jeweiligen Magistraten. Zu einer Strafaktion durch eine
Fraktion, wie sie beispielsweise 2011 gegen Micheline Calmy-Rey geführt wurde, die
damals lediglich 106 Stimmen erhielt, kam es 2014 nicht. Dies war auch bei der Wahl des
Vizepräsidenten der Fall: Johann Schneider-Ammann erhielt zwar etwas weniger
Stimmen als Sommaruga – von den 237 eingelangten Wahlzetteln waren 28 leer, 14
ungültig, 22 mit anderen Namen und 173 mit dem Namen Schneider-Ammann versehen
– auch dieses Resultat gilt im langjährigen Schnitt aber als gut. Die leeren und
ungültigen Stimmen dürften zu einem Teil aus der SP-Fraktion stammen, bei welcher
der FDP-Bundesrat besonders in der Kritik stand. Zum ersten Mal in der Geschichte
werden damit zwei Regierungsmitglieder aus dem gleichen Kanton (Bern) im Präsidium
sitzen. Die Kantonsklausel, die dies untersagt hätte, war 1999 aus der Verfassung
gestrichen worden.
Sommaruga, die aufgrund eines neuen Wahlprozederes vor der Bundesversammlung
eine Rede halten durfte, betonte, dass das Jahr 2015 viele Reformen bringen werde, die
sie auf der Basis funktionierenden Zusammenarbeitens angehen wolle. Zentral sei dabei
die direkte Demokratie. In der Schweiz gebe es nicht nur ein Septett und ein 246-
köpfiges Orchester, sondern auch einen Chor aus zweieinhalb Millionen
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern. Die direkte Demokratie sei ein einzigartiges und
faszinierendes System, auf das sie in ihrem Präsidialjahr einen Akzent legen wolle.
Dieses System sei mit grosser Verantwortung und einer spezifischen politischen Kultur
verbunden, die auf eine Abstimmung aller drei Teile aufeinander beruhe. Die
Bereitschaft zum Kompromiss sei hier ein Ausdruck von Stärke und nicht von Schwäche.
Mit der Wahl Sommarugas zur Bundesratspräsidentin standen drei SP-Mitglieder an der
Spitze der Schweiz – auch Nationalratspräsident Stéphane Rossini (sp, VS) und
Ständeratspräsident Claude Hêche (sp, JU) sind Genossen.
Sommaruga löste den scheidenden Bundespräsidenten Didier Burkhalter ab. Dessen
Präsidialjahr war unter dem Motto „Jugend, Arbeit und Öffnung“ gestanden, was schon
im Januar auf dem traditionellen Bundesratsfoto durch eine offene Türe im
Bundesratszimmer symbolisiert worden war. Häufiges mediales Diskussionsthema im
Jahr 2014 war die Doppelrolle Burkhalters, der neben dem Bundesrat auch der OSZE
vorstand. Dies brachte ihm harsche Kritik von seinem Bundesratskollegen Ueli Maurer
ein, der Burkhalter in einem Weltwoche-Interview Mitte März vorwarf, mit seinem Amt
die Schweizer Neutralität zu verwedeln. Tags darauf krebste Maurer zwar wieder zurück
und entschuldigte sich via VBS-Webseite, das Thema der Vereinbarkeit der beiden
Ämter blieb jedoch eine Weile auf der Traktandenliste. Durch seine bescheidene und
geschickte Art gelang es Burkhalter, in seinem Amt zu wachsen. Zupass kam ihm dabei
die schwierige, aber im weltpolitischen Schaufenster beleuchtete Aufgabe als
Vermittler in der Ukrainekrise. Der Parteipräsident gewann nicht nur im In-, sondern
auch im Ausland an Beliebtheit und Grösse. Die Stimmen, die seine doppelte
Präsidentschaft kritisierten, verstummten allerdings nicht. Eine in den Räten noch nicht
behandelte Motion von Roland Borer (svp, SZ) fordert Vorkehrungen, damit ein
amtierender Bundespräsident nicht gleichzeitig den Vorsitz einer internationalen
Organisation („z.B. OSZE“) innehaben könne. Anfang November wurde Burkhalter von
der Universität Neuenburg mit dem Ehrendoktortitel gewürdigt. Als OSZE-Vorsitzender
war Burkhalter gefragter Gesprächspartner. Zusammen mit seinem Engagement als
Aussenminister absolvierte Burkhalter so viele Auslandreisen wie kein
Regierungspräsident vor ihm. Burkhalter selber zog ein gemischtes Fazit zu seinem
Präsidialjahr. Die Sicherheitslage in Europa sei schlechter geworden, die Schweiz habe
aber international an Goodwill gewonnen. Die Beziehungen der Schweiz zur EU hätten
allerdings gelitten und müssten jetzt wieder gestärkt werden. 5

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 03.12.2014
MARC BÜHLMANN

Rund eine Woche vor den Regierungswahlen begannen die Fraktionen mit den Hearings
der drei SVP-Kandidaten. Lediglich die Grünen verzichteten auf die Anhörungen, weil
sie die Wahl eines Vertreters der Volkspartei grundsätzlich ablehnten, da die SVP die
Europäische Menschenrechtskonvention kündigen wolle – eine Anspielung auf die
geplante Selbstbestimmungsinitiative der SVP. Die GP setzte nach wie vor auf einen
Sprengkandidaten aus der Mitte und gab bekannt, zumindest im ersten Wahlgang keinen
der SVP-Kandidierenden wählen zu wollen. Die SP entschied sich erst in letzter Minute,
die Kandidaten einen Tag vor den Wahlen doch noch zu Bewerbungsgesprächen
einzuladen. Die Genossen gaben im Anschluss bekannt, dass Norman Gobbi (TI, lega) für

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 09.12.2015
MARC BÜHLMANN
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sie nicht wählbar sei. Die restlichen Fraktionen wollten sich nach den Anhörungen zwar
nicht festlegen, gaben aber zu Protokoll, einen der drei offiziellen Kandidaten wählen zu
wollen. Ein Sprengkandidat war nicht in Sicht – auch wenn Heinz Brand (svp, GR) erst
nach einigem Hin und Her und viel Pressewirbel dementierte, eine Wahl annehmen zu
wollen, und sich auch Thomas Hurter (svp, SH) noch einmal ins Gespräch brachte, weil
er keine Stellung nehmen wollte zur Idee, bei einer allfälligen Wahl und Ausschluss
durch die SVP bei der FDP Unterschlupf zu finden. Alle weiteren, in den Medien
kolportierten, möglichen Überraschungskandidaten gaben aber jeweils kurz nach der
Medienmeldung an, nicht zur Verfügung zu stehen. Zudem signalisierten die
Mitteparteien im Verlaufe dieser Geplänkel immer deutlicher, für Spiele nicht zur
Verfügung zu stehen. Aufgrund dieser Ausgangslage sahen die meisten Medien am Tag
vor der Bundesratswahl Guy Parmelin (svp, VD) im Vorteil, da er von SP und GP wohl
eher unterstützt würde als Norman Gobbi (TI, lega) und Thomas Aeschi (svp, ZG). 
Dass der Anspruch der SVP auf einen zweiten Bundesratssitz allgemein akzeptiert und
die Lust auf Experimente im Parlament in der Tat sehr gering war, zeigte sich am
Wahltag auch in den Voten der einzelnen Fraktionen. Mit Ausnahme der SP und der GP
sprachen sich alle Parteien für ein Ende der bisher nicht adäquaten mathematischen
Konkordanz aus. Obwohl alle Parteien freilich auch die Ausschlussklausel der SVP
kritisierten, die einer Regierungspartei nicht würdig sei, liessen sie den Worten bei der
Ersatzwahl von Eveline Widmer-Schlumpf (bdp) Taten folgen. Zwar erhielten im ersten
Wahlgang auch Thomas Hurter (svp, SH) und Viola Amherd (cvp, VS) 22 bzw. 16 Stimmen,
auf den insgesamt 245 ausgeteilten Wahlzetteln fanden sich aber vorwiegend die drei
SVP-Kandidierenden, wobei sich Guy Parmelin mit 90 Stimmen vor Thomas Aeschi (61
Stimmen) und Norman Gobbi (50 Stimmen) schon leicht absetzen konnte. Mit den vier
Stimmen an Verschiedene und den zwei leeren Wahlzetteln hatten sich damit 44
Parlamentarier nicht am offiziellen Dreierticket orientiert – zu wenig für einen Coup. Im
zweiten Wahlgang verpasste Parmelin das absolute Mehr nur knapp. Er erhielt 117 von
120 nötigen Stimmen; Aeschi wurde von 78 Mitgliedern der Vereinigten
Bundesversammlung favorisiert und Gobbi erhielt lediglich noch 30 Voten. Auf
Verschiedene entfielen 14 Stimmen und fünf der 244 ausgeteilten Wahlzettel waren
leer. Im dritten Wahlgang – für viele überraschend schnell – konnte Guy Parmelin dann
genügend Unterstützerinnen und Unterstützer hinter sich scharen. Mit 138 Stimmen
wurde der Waadtländer erster französischsprachiger SVP-Bundesrat der Geschichte.
Die 88 Stimmen für Aeschi hätten auch zusammen mit den elf noch auf Gobbi
entfallenden Stimmen nicht für einen anderen Wahlausgang gereicht. Im dritten
Wahlgang, in dem nur noch 243 Wahlzettel ausgeteilt wurden, waren noch deren sechs
leer. Guy Parmelin erklärte die Annahme der Wahl und verwies in seiner kurzen Rede
auf die Bedeutung und Symbolkraft seiner Wahl für die Westschweiz. Freilich werde er
im Rahmen seiner Regierungstätigkeit auch die Ost- und Zentralschweiz, die diesmal
leer ausgegangen seien, nicht vergessen. 

Ob der mit Spannung erwarteten Ersatzwahl gingen die vorausgehenden
Bestätigungswahlen der bisherigen sechs Regierungsmitglieder fast ein wenig unter.
Zwar divergierten die Stimmen, welche die einzelnen Magistratinnen und Magistraten
erhielten recht stark – insbesondere Ueli Maurer (svp) und Simonetta Sommaruga (sp)
wurden wohl jeweils vom gegnerischen Lager abgestraft – aber insgesamt zeigte sich
auch bei den Bestätigungswahlen, dass das Parlament in der Mehrheit ein Zurück zur
Normalität anstrebte. Doris Leuthard (cvp) wurde mit 215 von 245 Stimmen erneut
gewählt (Verschiedene: 19; leer: acht; ungültig: drei), Ueli Maurer (svp) erhielt 173 von
245 Stimmen (Thomas Hurter (svp, SH): zehn Stimmen, Verschiedene: 27; leer: 32;
ungültig: drei), Didier Burkhalter (fdp) wurde mit 217 von 244 Wahlzetteln bestätigt
(Verschiedene: 14; leer: 13; ungültig: Null), der Name Simonetta Sommaruga (sp) stand
auf 182 von 245 ausgeteilten Wahlzetteln (Daniel Jositsch (sp, ZH): elf Stimmen;
Verschiedene: 28; leer: 19; ungültig: fünf), Johann Schneider-Ammann machte 191 von
244 Stimmen (Verschiedene: 28; leer: 23; ungültig: zwei) und überraschend deutlich
bestätigt wurde auch Alain Berset mit 210 von 244 möglichen Voten (Verschiedene: 23;
leer: acht; ungültig: zwei). Alle sechs hatten damit mehr Stimmen als noch vor vier
Jahren erhalten. 
Die Reaktionen in den Medien waren geteilt. Auf der einen Seite wurde hervorgehoben,
dass Parmelin als Nationalrat kaum aufgefallen sei, über keinerlei Führungserfahrung
verfüge und auch nicht besonders sprachgewandt sei – wenig spektakulär wie der
Chasselas, den er anbaue, so etwa die BaZ. Sein einziger Ausweis sei es, der SVP
anzugehören. Es sei aber nachvollziehbar, dass das Parlament die parteipolitische
Zusammensetzung der Regierung höher gewichtet habe als personelle Fragen. Zudem
müsse man Parmelin eine Chance geben, im Amt zu wachsen. Weil er keine hohe
Erwartungen wecke, könne er eigentlich nur positiv überraschen. Für viele, vor allem für
Mitte-links sei er wohl auch das kleinere Übel gewesen. Parmelin sei ein SVP-Mitglied
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der alten Schule und sei wohl als leichter formbar vermutet worden als Thomas Aeschi,
der als Blocher-Zögling gelte und die neue SVP-Linie vertrete. In der Westschweizer
Presse wurde zudem hervorgehoben, dass sich Parmelin stets moderat und
kompromissbereit gezeigt habe – eine nicht zu unterschätzende Fähigkeit im
Regierungskollegium. Die Wahl Parmelins sei aber auch ein Zeichen dafür, dass das
Parlament angesichts der Erfolge und der immer neuen Forderungen der SVP resigniere
– so der Blick. Einig war man sich in der Presse, dass die SVP jetzt in der Verantwortung
stehe. Sie müsse wieder in den Kompromiss-Modus zurückfinden – so die NZZ. In den
Kommentarspalten wurde zudem darauf hingewiesen, dass die Volkspartei mit ihrem
zweiten Regierungssitz nun auch definitiv in der Westschweiz verankert sei –
männiglich prognostizierte gar einen weiteren Schub der SVP im französischsprachigen
Landesteil. 
Die Reaktionen der Parteien waren unterschiedlich. Die SVP feierte ihren neuen
Bundesrat mit auffallender Zurückhaltung. Zwar wiesen die Parteispitzen darauf hin,
dass man die Westschweiz jetzt noch besser vertreten könne; verschiedene Stimmen
machten aber keinen Hehl daraus, dass Parmelin nicht der Wunschkandidat gewesen
sei. Die Aufforderung, jetzt mehr Kompromissbereitschaft zu zeigen, prallte an der SVP
ab. Man mache weiter eine SVP-Politik und erwarte vielmehr von der FDP, dass sich im
Bundesrat jetzt eine bürgerliche Politik durchsetze. Als Siegerinnen sahen sich die SP-
und die CVP-Spitzen. In der französischsprachigen Presse wurde kolportiert, dass Guy
Parmelin ohne die von Christoph Darbellay (cvp, VS) und Christian Levrat (sp, FR) im
Nationalratswahlkampf aufgestellte Forderung an die SVP, einen Westschweizer
Kandidaten zu präsentieren, vielleicht jetzt gar nicht Bundesrat wäre. Prompt wurden
die beiden Parteipräsidenten als Königsmacher gefeiert. In der FDP und der CVP
machte man sich Gedanken über die nächsten Bundesratswahlen. Klar war, dass mit der
Übervertretung der Romandie die Chancen für französischsprachige "Papabili" stark
gesunken waren. Potenzielle Ostschweizer und Tessiner-Kandidaten konnten sich
hingegen freuen. 6

Schon im Vorfeld der Bundesratswahlen war darüber spekuliert worden, wer das
Departement der scheidenden Eveline Widmer-Schlumpf übernehmen würde. Das EFD
gilt als wichtige Schnittstelle und einflussreiches Departement, insbesondere auch vor
dem Hintergrund der künftigen finanzpolitischen Herausforderungen. Freilich konnte
man sich bei keinem der bisherigen Magistraten einen Departementswechsel vorstellen,
da entweder gewichtige Dossiers anstanden (z.B. die Sozialversicherungsreform im EDI,
die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative im EJPD oder die
Infrastrukturvorhaben im UVEK), oder da sich Departementsvorsteher schlicht zu wohl
fühlten in ihrem Amt: So war etwa Didier Burkhalter in seinem Präsidialjahr als perfekter
Aussenminister bezeichnet worden. Auch bei Johann Schneider-Ammann wurden keine
Wechselabsichten vermutet, da er sich wohl nicht gleichzeitig der Herausforderung von
Präsidium und neuem Departement stellen wolle. Bei Ueli Maurer schliesslich wurde
dessen Alter ins Feld geführt. Mit 65 Jahren würde er kaum noch einmal ein neues
Departement übernehmen wollen. Diskutiert wurde auch, ob die SVP das Asyldossier
übernehmen solle, um hier Verantwortung zu übernehmen. Christoph Blocher hatte
sich in einem Interview für diese Lösung stark gemacht. In diesem Fall hätte die SP das
Finanzdepartement übernommen, was wiederum von zahlreichen SP-Exponentinnen
und Exponenten begrüsst worden wäre. 
Mit der Wahl von Guy Parmelin zum neuen SVP-Magistraten gingen die Spekulationen
weiter. Parmelin wurde die Eignung für die Übernahme des EFD freilich eher
abgesprochen. Weil Parmelin Ambitionen auf das EDI hege, wurde auch spekuliert, dass
Alain Berset das EFD übernehmen würde. Er habe schon durchblicken lassen, das ihn
das Amt reizen würde, wusste etwa die NZZ zu berichten. Die Departementsverteilung
wird freilich vom Siebnergremium alleine bestimmt. Nach der ersten Bundesratssitzung
in neuer Besetzung Mitte Dezember, gab die Exekutive die neue Verteilung bekannt, die
in sehr angenehmer und konkordanter Atmosphäre gefällt worden sei. Das EFD
übernimmt neu Ueli Maurer – zum ersten Mal wird dieses Departement von einem SVP-
Magistraten geführt – während Guy Parmelin das VBS übernimmt. 
Die kleine SVP-Rochade wurde unterschiedlich interpretiert. Während sich die CVP
erstaunt zeigte, dass die SVP keine Verantwortung übernehme, indem sie ins EJPD
wechsle – ein Argument, das die scheidende Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga
als "absurd" bezeichnete: Es würde auch niemand behaupten, die FDP übernehme
keine Verantwortung für die Finanzpolitik, weil sie nicht im EFD sitze – zeigten sich
Wirtschaftsvertreter erfreut. Es sei gut, dass die Finanzen in bürgerlicher Hand blieben.
SP-Vertreter äusserten die Sorge, dass jetzt wohl Sparanstrengungen auf dem Rücken
des Bundespersonals zunehmen würden. Nicht kommentieren wollte die neue
Departementsverteilung der FDP-Präsident Philipp Müller (fdp, AG). Das sei Sache des
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Bundesrates. 7

Hatte Didier Burkhalter seinen Rücktritt überraschend und ziemlich plötzlich
eingereicht, kündigte Doris Leuthard ihren Rücktritt ungewöhnlich früh an. Sie nannte
zwar kein präzises Datum, sagte aber explizit, dass sie spätestens am Ende der
Legislatur im Jahr 2019 zurücktreten werde. Die 54-jährige aktuelle Bundespräsidentin
sitzt seit 2006 im Bundesrat. In den Medien wurden sogleich Rechenspiele angestellt.
Es sei wahrscheinlich, dass Leuthard nach ihrem Präsidialjahr zurücktrete, weil sie die
Energiestrategie 2050 gewonnen habe und im UVEK nun keine grösseren Geschäfte
mehr anstünden. Wenn sie vor Johann Schneider-Ammann zurücktreten würde – auch
dem Berner Magistraten wurden Rücktrittsabsichten angedichtet –, so wäre die CVP im
Zugzwang, eine Frau zu portieren, da in diesem Fall nur noch Simonetta Sommaruga die
Frauen vertreten würde. Vielfach wurde deshalb ein koordinierter Rücktritt gefordert,
umso mehr, als auch Ueli Maurer wohl Ende 2019 zurücktreten werde. Die BaZ forderte
den unmittelbaren Rücktritt, um zusammen mit dem Rücktritt von Burkhalter eine
Doppelvakanz zu schaffen. Dies sei das beste für das Land. Verschiedene
Parteiexponenten forderten zwar nicht einen unmittelbaren, aber doch einen
koordinierten Rücktritt, um die Besetzung der Exekutive – auch im Hinblick auf
sprachliche, regionale und Frauenfragen – besser planen zu können. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.08.2017
MARC BÜHLMANN

Im Konkordanzsystem Schweiz mangelt es – anders etwa als in einem System mit einem
Präsidenten – an Köpfen, mit denen man aufgrund der zunehmenden Personalisierung
Medienberichte besser verkaufen kann. Es verwundert deshalb nicht, dass sich die
Medien für einzelne Exekutivmitglieder interessieren sowie gerne und häufig auch
Spekulationen über Rücktritte und mögliche Nachfolgerinnen und Nachfolger
amtierender Bundesrätinnen und Bundesräte anstellen. Dies taten sie auch bereits
kurz nach der Wahl des neuen Bundesrates Cassis: Schliesslich ist nach der Wahl auch
für das Regierungskollegium immer auch vor der Wahl. 
In der Tat hatte Doris Leuthard ja bereits im Sommer 2017 ihren Rücktritt auf
spätestens Ende der Legislatur im Herbst 2019 angekündigt. Dies war eine Steilvorlage
für die Medien, die insbesondere den Umstand thematisierten, dass mit dem Rücktritt
der Aargauerin nur noch eine Frau, nämlich Simonetta Sommaruga, in der Regierung
sässe und die CVP deshalb gut daran täte, Frauen als mögliche Kandidatinnen
aufzubauen – häufig genannt wurden die Ambitionen von Viola Amherd (cvp, VS).
Freilich standen bei den Christdemokraten auch einige Männer in den Startlöchern: In
den Medien kursierten insbesondere die Namen von Parteipräsident Gerhard Pfister
(cvp, ZG), der Ständeräte Konrad Graber (cvp, LU) und Pirmin Bischof (cvp, SO), aber
auch Benedikt Würth (SG, cvp), Regierungsrat des Kantons St. Gallen, und
Bundeskanzler Walter Thurnherr wurden als Kandidaten gehandelt. Der Bundeskanzler
winkte jedoch relativ rasch ab und auch Parteipräsident Pfister zog sich mit dem
Argument zurück, einen Austausch im Präsidium kurz vor den Wahlen vermeiden zu
wollen. Auch Konrad Graber nahm sich mit seiner Ende August gemachten
Ankündigung, bei den eidgenössischen Wahlen 2019 nicht mehr antreten zu wollen, aus
dem Rennen.  
Ende April 2018 gab dann auch Johann Schneider-Ammann bekannt, dass er keine
weitere Legislatur mehr anstrebe. Neben der Forderung, dass auch die FDP nun ein
Frauenticket aufstellen müsse, wurde mit der Ankündigung des Berner Magistraten auch
die Diskussion um einen konzertierten Doppel- (zusammen mit Leuthard) oder gar
Dreierrücktritt (zusammen mit Ueli Maurer) angestossen. Das Parlament müsse eine
möglichst grosse Auswahl haben, damit eine genügend grosse Frauenvertretung
gesichert sei, lautete der Tenor in den Medien. Auch das Kandidatenkarussell für die
Nachfolge des Berner Magistraten begann sich rasch zu drehen. Neben Karin Keller-
Sutter (fdp, SG), die bei der Wahl Schneider-Ammanns 2010 noch unterlegen war,
brachten die Medien Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ), die Ständeräte Andrea
Caroni (fdp, AR), Martin Schmid (fdp, GR) und Ruedi Noser (fdp, ZH) sowie Nationalrat
Beat Walti (fdp, ZH) ins Spiel. Auch beim Freisinn zogen sich einige potenzielle Papabili
allerdings bereits vor dem definitiven Rücktritt Schneider-Ammans zurück. So gab Petra
Gössi etwa zu Protokoll, ihrer Partei eine Kandidatur nicht zumuten zu wollen. Mit dem
Namen Keller-Sutter wurde in den Medien häufig auch der Anspruch der Zentral- und
Ostschweiz auf einen Bundesratssitz zur Sprache gebracht. 
Rücktrittspotenzial sahen die Medien schliesslich auch bei Ueli Maurer, bei dem sie
vermuteten, dass er mit 67 Jahren und nach zehn Jahren im Amt bald genug haben
könnte. Von verschiedener Seite wurde Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) als
mögliche Nachfolgerin ins Spiel gebracht, die in mehreren Interviews ihre Bereitschaft
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signalisierte. Hierfür kam aber wenig später ein Dementi von der SVP-Spitze – Vater
Christoph Blocher gab zu Protokoll, dass er seine Tochter nicht in das «Gefängnis»
Landesregierung stecken wolle. Maurer selber gab in einem Interview zu Protokoll, dass
er auf das Ende einer Legislatur zurücktreten werde – ob 2023, 2027 oder 2031 sei
noch offen. 
Ein vorläufiges Ende nahm zumindest ein Teil der Spekulationen Mitte September, als
sowohl Johann Schneider-Ammann als auch Doris Leuthard ihren Rücktritt auf Ende
2018 bekannt gaben. In der Tat gilt die Herbstsession ein Jahr vor den Wahlen als
idealer Zeitpunkt für einen Rücktritt vor Ende einer Legislatur, weil so Ersatzwahlen
noch vor Ende eines Jahres stattfinden können. Rücktritte in einem Wahljahr selber
gelten eher als unschicklich. Freilich war laut Aussage von Doris Leuthard der
Doppelrücktritt vorher nicht abgesprochen worden; Schneider-Ammann habe immer
davon gesprochen, erst auf Ende Legislatur 2019 zurückzutreten. In den Medien wurde
das Vorpreschen des FDP-Bundesrats – er hatte seinen Rücktritt zwei Tage vor Doris
Leuthard der Presse verkündet – als geplanter Mediencoup gewertet. 9

Wirtschaft

Landwirtschaft

Pflanzliche Produktion

Ueli Maurer, l’ex-président de l’UDC, est devenu président de l’Union maraîchère suisse
au mois d’avril. Il a cependant quitté cette fonction suite à son élection au Conseil
fédéral au mois de décembre. 10

ANDERES
DATUM: 24.04.2008
ELIE BURGOS

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Zwei Wochen später eröffnete die SVP an ihrer Delegiertenversammlung in Biel die
Unterschriftensammlung. Zur SP-Gesundheitsinitiative, welche einkommens- und
vermögensabhängige Krankenkassenprämien verlangt, beschlossen die Delegierten
einstimmig die Nein-Parole. In seiner Rede zur Situation der Sozialwerke forderte
Bundesrat Samuel Schmid, die demographische Entwicklung zu berücksichtigen. Nicht
Anreize zur Frühpensionierung seien gefragt, sondern Arbeitsmodelle für ältere
Personen, ohne aber einfach das Rentenalter zu erhöhen. Nach einem kurzen Disput
zwischen Parteipräsident Ueli Maurer und dem Berner Kantonalpräsidenten Hermann
Weyeneth stimmten die SVP-Delegierten dem Antrag der Waadtländer SVP zu, ein
Strategiepapier zur Agrarpolitik auszuarbeiten. Weyeneth hatte eingewandt, die SVP sei
kein Ersatz-Bauernverband. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.02.2003
MAGDALENA BERNATH

Obschon die CVP einen aufwändigen Wahlkampf betrieben hatte, musste sie 7
Nationalratsmandate abgeben; besonders hoch waren die Verluste in ihren
traditionellen Stammlanden. Als erste Reaktion auf die Wahlniederlage stellte CVP-
Präsident Philipp Stähelin sein Amt zur Verfügung; die Parteileitung sprach ihm jedoch
das Vertrauen aus. Sie schloss den Rückzug eines ihrer Bundesratsmitglieder zugunsten
von Christoph Blocher (svp, ZH), den SVP-Präsident Ueli Maurer am Wahlabend
gefordert hatte, aus; für die Regierungsbildung stehe die Handlungsfähigkeit des
künftigen Bundesrates im Vordergrund. Dieser Entscheid stiess parteiintern nicht auf
einhellige Zustimmung; so erklärte der ehemalige CVP-Präsident, Ständerat Carlo
Schmid (AI), man käme um einen Bundesrat Blocher nicht mehr herum. Ende Oktober
entschied die CVP-Fraktion mit 33:5 Stimmen, mit beiden Bundesratsmitgliedern zur
Wiederwahl anzutreten und der Vereinigten Bundesversammlung damit die
Entscheidung über die künftige Regierungszusammensetzung zu überlassen. Gemäss
Fraktionschef Jean-Michel Cina (VS) anerkenne die CVP den Anspruch der SVP auf
einen zweiten Bundesratssitz. Ihrer Meinung nach solle die SVP jedoch den Sitz des
zurücktretenden FDP-Bundesrats Kaspar Villiger einnehmen; mit drei Sitzen im
Bundesrat und mit der Bundeskanzlerin sei der gemäss Cina neu formierte Rechtsblock
von SVP und FDP angemessen vertreten. Dieses Vorgehen stiess bei einigen CVP-
Kantonalparteien wie jener von Luzern auf Kritik, weil diese auf die Zusammenarbeit mit
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der FDP angewiesen sind. Am 10. Dezember bestätigte das Parlament nicht CVP-
Bundesrätin Ruth Metzler, sondern wählte Christoph Blocher (svp, ZH) in die
Regierung. Die Parteileitung der CVP wies jegliche Mitschuld an der Abwahl ihres
Regierungsmitglieds von sich und erklärte, die CVP wolle ihr Glück in einer „Politik der
radikalen Mitte“ suchen und sich programmatisch erneuern. Die Fraktion werde Ende
Januar 2004 in Klausur gehen und im Frühling einen „Grundsatzparteitag“
durchführen. 12

Für einen Eklat sorgte SP-Präsident Christian Levrat, der – unzufrieden mit der
Departementsverteilung nach den Bundesratsersatzwahlen – den Präsidenten der FDP
Fulvio Pelli der Lüge bezichtigte. Die FDP hätte versprochen, dass sie einen
Departementswechsel der Bundesräte Maurer und Widmer-Schlumpf verhindern würde
und einer Sitzverteilung nach dem Anciennitätsprinzip nicht entgegenstehen würde,
unter der Bedingung, dass die SP den FDP-Bundesratssitz unterstützte. Beide
Versprechen hätten die Freisinnigen nicht eingehalten. Die grosse Rochade bei der
Departementsverteilung hatte zur Folge, dass die SP nicht nur das Uvek an die CVP
abgeben musste, sondern auch, dass Bundesrätin Sommaruga als
Konsumentenschützerin nicht das Volkswirtschaftsdepartement erhielt, sondern als
Nichtjuristin das EJPD übernehmen musste. Pelli seinerseits kündigte eine
Verleumdungsklage gegen Levrat an. Die Causa Levrat-Pelli beschäftigte die Presse
einige Tage lang, bevor der Streit Mitte Oktober mit einer dürren Medienmitteilung
beigelegt wurde. 13

ANDERES
DATUM: 13.10.2010
MARC BÜHLMANN

Indem er für seinen „modernen Rütli-Rapport“ zur Beschwörung der schweizerischen
Unabhängigkeit keine Bewilligung eingeholt hatte, widersetzte sich der Zentralvorstand
der SVP der Benutzerordnung des Rütli. Diese von der zuständigen Schweizerischen
Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG) aufgestellte, rechtlich aber nicht bindende
Regelung sieht vor, dass eine Veranstaltung mit mehr als 50 Personen auf der Rütli-
Wiese bewilligt werden muss. Dabei wird Parteien grundsätzlich keine Bewilligung
erteilt, was ein paar Wochen zuvor bereits die CVP erfahren hatte. SVP-Bundesrat
Maurer, der eine Rede über General Guisan vorbereitet hatte, präzisierte, dass er seine
Meinung überall ausdrücken wolle, ohne vorher um Erlaubnis zu fragen. Er widersetzte
sich der Weisung und hielt den Kaderrapport wie geplant ab. Die SGG reagierte mit
grossem Befremden und verlangte eine offizielle Entschuldigung. Die Regierungspartei
würde ein verfehltes Beispiel abgeben und die Hemmschwelle für andere politische
Gruppen senken, so etwa Rechtsradikale, das Rütli ungebührlich zu instrumentalisieren.
Die SVP verweigerte eine Entschuldigung und forderte ihrerseits eine Öffnung des Rütli
für Parteien. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.06.2011
MARC BÜHLMANN

An ihrer Delegiertenversammlung vom 20. Juni in Altstätten (SG) forderte die SVP in
einer Resolution, dass sich die Schweiz nicht an der EU-Operation „Atalanta“
beteiligen soll. Mit der Operation „Atalanta“ werden am Horn von Afrika im Indischen
Ozean Piraten bekämpft. Bundesrat Maurer sprach sich an der Versammlung gegen den
sicherheitspolitischen Grundsatz „Sicherheit durch Kooperation“ aus. Kooperation
bringe unweigerlich Abhängigkeit mit sich, was der staatlichen Souveränität schade. 15

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.09.2011
SABINE HOHL

Für Kritik auch aus der eigenen Partei sorgte der neue Fraktionschef Andy Tschümperlin
mit seinem Plan, Ueli Maurer nicht zum Bundespräsidenten zu wählen. Tschümperlin
liess in der Sonntagspresse verlauten, dass er Ueli Maurer nicht für die richtige
Besetzung für das Bundespräsidium halte, da er sich eher wie ein Parteipräsident als
wie ein Bundesrat aufführe. Der Schwyzer SP-Politik erwähnte dabei etwa Maurers
abruptes Verlassen des Bundesratszimmers nach der Wiederwahl von Eveline Widmer-
Schlumpf als Bundesrätin. Hinter den Kulissen warfen einige von der Aussage
überraschte Genossen ihrem Fraktionschef wenig geschicktes Verhalten vor. 16
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Vor gut 1'200 Besucherinnen und Besuchern erinnerte Nationalrat Blocher, der wie
jedes Jahr Mitte Januar an der Albisgüetli-Tagung auftrat, dass vor rund 20 Jahren an
diesem Ort die Zürcher SVP als erste Kantonalpartei den EWR-Beitritt abgelehnt habe.
Das Albisgüetli sei deshalb die Wiege für Freiheit und Unabhängigkeit. Dem Bundesrat
warf er eine kriecherische Haltung gegenüber den hochverschuldeten Staaten in Europa
und gegenüber den USA vor, die einen Finanz- und Wirtschaftskrieg gegen die Schweiz
führten. Die Tradition der Jahresveranstaltung der Zürcher SVP will es, dass der
amtierende Bundespräsident an die Tagung der Zürcher Kantonalsektion eingeladen
wird. Bundespräsident Maurer hatte ein Heimspiel und bezeichnete in seiner Gastrede
die humanitäre Tradition als wichtigen Wegweiser für die Schweiz, deren Basis die
bewaffnete Neutralität sei. 17

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.01.2013
MARC BÜHLMANN

Bei der Abstimmungskampagne zur Beschaffung des Kampfflugzeugs Gripen zeigte sich
die SVP bereit, den Lead von der CVP zu übernehmen. Die CVP hatte sich von der
Kampagnenführung zurückgezogen, weil sie sich über die unklare Rolle Schwedens und
des Gripen-Herstellers Saab im Abstimmungskampf empörte. Parteipräsident Brunner
sagte in einem Radio-Interview, dass man jetzt keine Zeit mehr verlieren dürfe. Zu
einem Debakel verkam die Abstimmung dann nicht nur wegen des Erfolgs des
Referendums, sondern auch, weil sich Bundesrat Ueli Maurer während der Kampagne
einige „Entgleisungen“ – so die NZZ – leistete. Um aufzuzeigen, dass die alten
Kampfflugzeuge durch neue ersetzt werden müssten, stellte Maurer bei mehreren
Anlässen die Frage, wie viele Gebrauchsgegenstände man denn noch im Haushalt habe,
die älter als 30 Jahre seien. Bei ihm zu Hause sei das nur noch seine Frau. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.04.2014
MARC BÜHLMANN

Wie schon 2012 fiel die SVP bei der Parolenfassung zu den eidgenössischen
Volksabstimmungen durch einige Inkohärenz auf. Gleich bei vier Vorlagen, in denen
SVP-Mitglieder teilweise federführend waren, kam es zu abweichenden kantonalen
Parolen: Einige Mühe bekundete die SVP etwa mit der Parolenfassung zur
Ecopopinitiative, die teilweise auch als Druckmittel zur Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative betrachtet wurde. Weil einige SVP-Mitglieder dem
Ecopop-Komitee angehörten, kam es an der Delegiertenversammlung Ende August in
Unterägeri zu einer Debatte, bei der sich die Gegner des Begehrens schliesslich mit 298
zu 80 Stimmen durchsetzten. Dabei wurden von der Parteispitze auch strategische
Argumente vorgebracht: Wenn die SVP Ja sage und die Initiative an der Urne abgelehnt
werde, dann könne das so ausgelegt werden, als wollten die Stimmbürger die
Zuwanderung gar nicht begrenzen. Sieben Kantonalsektionen (AG, BL, LU, OW, SO, SZ,
TI) wollten diese Argumentation allerdings nicht unterstützen und empfahlen ein Ja.
Mitte Oktober beschloss der Zentralvorstand das Nein gegen die Initiative zur
Abschaffung der Pauschalbesteuerung und zur Goldinitiative. Im Vorfeld war
gemutmasst worden, dass vor allem letztere intern zu Diskussionen geführt habe und
deshalb den Delegierten nicht vorgelegt werden sollte. Offizielle Lesart war, dass man
den Delegierten an der Versammlung in Rothenturm (SZ) am 25. Oktober mehr Zeit für
die Debatte der geplanten Initiative zur Umsetzung von Volksentscheiden (gegen fremde
Richter) lassen wolle. Insbesondere das knappe Nein des Zentralvorstandes gegen die
Goldinitiative (mit 35 zu 34 Stimmen) weckte heftigen Widerstand der Initianten, die
allesamt selber der SVP angehören. Ulrich Schlüer und Lukas Reimann sprachen von
einem Demokratieproblem und kritisierten, dass der Antrag der JSVP, die Delegierten
trotzdem abstimmen zu lassen, vom Vorstand nicht ausgezählt, sondern nur geschätzt
worden sei, obwohl das Ergebnis sehr knapp gewesen sei. Der Vorstand begründete
sein Nein damit, dass unverkäufliche Goldreserven im Krisenfall der Schweiz keinen
Nutzen brächten. In der Tat widerspiegelten aber dann nicht weniger als 16
abweichende Sektionen (AG, BE, BL, BS, GE, GR, JU, LU, NW, OW, SH, SZ, TI, VS, ZG; NE
beschloss Stimmfreigabe) die knappe Haltung in der Parteielite. Gegen das bereits Ende
November 2013 gefasste Ja des Zentralvorstandes für die Abtreibungsinitiative regte
sich nicht nur Widerstand bei den SVP-Frauen, die im Januar ein Nein beschlossen,
sondern auch in den Kantonen Jura und Waadt, die ebenfalls ein Nein empfahlen. Die
Kantone Freiburg, Genf und Graubünden beschlossen zudem Stimmfreigabe. Das Ja des
Zentralvorstandes im April zur Pädophileninitiative, bei der sich insbesondere Natalie
Rickli und Oskar Freysinger stark ins Zeug legten, weckte ebenfalls den Unmut der SVP-
Frauen, die auch hier ein Nein empfahlen. Schliesslich tat sich die Basis schwer mit
dem Nein-Entscheid des Parteivorstandes beim Gegenvorschlag zur Hausarztinitiative,
wogegen in den Kantonen neun abweichende Parolen gefasst wurden (Ja in FR, GE, GL,
GR, JU, LU, SH und TG; Stimmfreigabe in UR). Bei den übrigen sieben Vorlagen war sich
die SVP-Familie hingegen ausserordentlich einig – insbesondere wenn es sich um linke
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Begehren handelte und natürlich bei der eigenen Masseneinwanderungsinitiative, bei
der bereits Ende November 2013 mit 352 zu 0 Stimmen für ein Ja geworben wurde.  Das
Nein zu FABI war ebenfalls bereits im November des Vorjahres vom Zentralvorstand
gefällt worden. An der Delegiertenversammlung Anfang April in Näfels (GL) sprachen
sich die SVP-Delegierten auch deutlich für den Kauf des Kampfjets Gripen (393 zu 1
Stimmen) aus. Bundesrat Maurer bezeichnete die anstehende Volksabstimmung als
generelles Votum für oder gegen die Armee. Gegen die Mindestlohninitiative wurde
hingegen wie erwartet ein einstimmiges Nein empfohlen. Solche linken Anliegen – und
nicht die in den Medien angeprangerte Einwanderungsinitiative – seien Gift für die
Schweiz, kommentierte Parteipräsident Brunner den Delegiertenentscheid. Ebenfalls
wenig umstritten waren das Nein zur Einheitskrankenkasse (mit 354 zu 9 Stimmen) und
das Ja zur Gastrosuisse-Initiative (357 zu 1 Stimme). 19
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